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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Wirtschaft und Mittelstandsfragen 

(15. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über die Kreditanstalt 

für den Wiederaufbau 

— Drucksache V/3195 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Frerichs 


Der Gesetzentwurf wurde vom Plenum des Deut- 
schen Bundestages in der 191. Sitzung am 23. Ok- 
tober 1968 an den Ausschuß für Wirtschaft und Mit- 
telstandsfragen federführend, an den Ausschuß für 
Entwicklungshilfe und an den Ausschuß für das Bun- 
desvermögen mitberatend überwiesen. 

Das vorliegende Gesetz soll das Gesetz über die 
Kreditanstalt für Wiederaufbau den seit 1961 ver- 
änderten Verhältnissen anpassen. Der Ausschuß hat 
zu der Vorlage der Bundesregierung die folgenden 
Anmerkungen zu machen: 

1. Die Schaffung eines zusätzlichen Sitzes im Ver- 
waltungsrat der Kreditanstalt für den Bundes- 
minister für wirtschaftliche Zusammenarbeit ent- 
spricht den tatsächlichen Erfordernissen. Der Aus- 
schuß bemerkt hierzu, daß im Falle der Auflösung 
eines Ministeriums in § 7 Abs. 1 Nr. 1 dann auch 
der diesem Ministerium zustehende Sitz im Ver- 
waltungsrat der Kreditanstalt automatisch ent- 
fällt, wenn sein Aufgabenbereich von einem 
schon im Verwaltungsrat vertretenen Ministe- 
rium übernommen wird. In diesem Falle bedarf 
es keiner Gesetzesänderung (Artikel I Nr. 1 
Buchstabe a). 

2. Der Ausschuß hielt den Vorschlag der Bundes- 
regierung, lediglich durch Verzicht auf die gesetz- 
liche Vorschrift, daß der Minister nur durch seine 
ständigen Vertreter im Amt im Verwaltungsrat 


der Kreditanstalt vertreten werden kann, für un- 
geeignet, die Präsenz des Bundes im Verwal- 
tungsrat der Kreditanstalt zu verbessern. Die 
vorgeschlagene Streichung eröffnet die Möglich- 
keit, Amtsangehörige unabhängig von ihrer Stel- 
lung und ihrem Verantwortungsbereich im je- 
weiligen Bundesministerium als Vertreter des 
Bundesministers mit Stimmrecht in die Sitzungen 
des Verwaltungsrates zu entsenden, wenngleich 
in der Begründung bemerkt wurde, daß in der 
Regel nur Ministerialdirektoren mit der Ver- 
tretung beauftragt werden sollten. Der Ausschuß 
hat Wert darauf gelegt, daß schon im Gesetz die 
Vertretung des Ministers abschließend und klar 
geregelt wird. Aus diesem Grunde sollte die Ver- 
tretungsbefugnis auf den Staatssekretär und höch- 
stens auf den Abteilungsleiter beschränkt wer- 
den. Die Neufassung des Artikels I Nr. 1 Buch- 
stabe b trägt diesen Überlegungen Rechnung. 

3. Schließlich hat der Ausschuß in Artikel I Nr. 2 
klargestellt, daß der Bundesrechnungshof gegen- 
über der Kreditanstalt sowohl ein mittelbares als 
ein unmittelbares Prüfungsrecht hat. 

Namens des Ausschusses für Wirtschaft und Mit- 
telstandsfragen und der mitberatenden Ausschüsse 
für Entwicklungshilfe und für das Bundesvermögen 
bitte ich das Hohe Haus, den Gesetzentwurf anzu- 
nehmen. 


Bonn, den 29. Januar 1969 


Dr. Frerichs 

Berichterstatter 

Ausschußantrag umseitig 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache V/3195 — mit der 
Maßgabe, daß 

1. in Artikel I Nr. 1 Buchstabe b folgende Fassung 
erhält: 

,b) § 7 Abs. 1 Nr. 2 zweiter Halbsatz erhält fol- 
gende Fassung: 

„sie können sich in den Sitzungen des Ver- 
waltungsrates und seiner Ausschüsse durch 
ihre ständigen Vertreter im Amt oder durch 
Abteilungsleiter vertreten lassen;" ', 

2. in Artikel I die Nummer 2 folgende Fassung er- 
hält: 

,2. § 9 Abs. 1 Satz 2 wird durch folgende Sätze 
ersetzt: 

„Der Aufsichtsbehörde stehen die in § 48 
Abs. 2 der Reichshaushaltsordnung angegebe- 
nen Rechte zu; die §§111 bis 113 der Reichs- 
haushaltsordnung gelten entsprechend. Die 
Anstalt unterliegt der Prüfung durch den Bun- 
desrechnungshof." 

im übrigen unverändert nach der Vorlage anzu- 
nehmen. 


Bonn, den 29. Januar 1969 


Der Ausschuß für Wirtschaft 
und Mittelstandsfragen 


Dr. h. c. Menne (Frankfurt) 

Vorsitzender 


Dr. Frerichs 

Berichterstatter 
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